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Inhalt: Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe 
von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt find, und von gering beſoldeten Staats- 
beamten, S. 81. — Geſetz, betreffend die Landeskreditkaſſe zu Caſſel, S. 82. — Geſetz zur Ab⸗ 
änderung der Geſetze, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, vom 25. Dezember 1869, vom 
20. Auguſt 1883 und vom 3. Oktober 1899, S. 90. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend 
die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Eltville, Herborn, 
Idſtein und Weilburg, S. 94. 


(Nr. 10338.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 16. April 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
d F. . 


Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von zwölf Millionen Mark 
zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 Geſetz— 
Samml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Verbeſſerung 
der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben beſchäftigt 
ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung geſtellt. 


§. 2. 

Zur Bereitſtellung der im §. 1 gedachten zwölf Millionen Mark iſt eine 
Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibun⸗ 
gen aufzunehmen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) 
und des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz-Samml. S. 43) zur Anwendung. 

Geſez⸗Samml. 1902. (Nr. 10338 — 10340.) 17 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1902. 


$ 3. | 
Dem Landtag iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen e und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß „den 16. April 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


(Nr. 10339.) Geſetz, betreffend die Landeskreditkaſſe zu Caſſel. Vom 16. April 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


5 verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


N 

Die durch das Kurheſſiſche Geſetz vom 23. Juni 1832 als Staatsanſtalt 
begründete und nach dem Geſetze vom 25. Dezember 1869 Geſetz-Samml. 
S. 1279) mit dem 1. Januar 1870 auf den kommunalſtändiſchen Verband des 
Regierungsbezirkes Caſſel übergegangene Landeskreditkaſſe zu Caſſel hat die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon mit dem Sitze in Caſſel und wird als Anſtalt des Be⸗ 
zirksverbandes des Regierungsbezirkes Caſſel nach Maßgabe der Provinzialordnung 
für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 8. Juni 1885 verwaltet. 


8. 2 8 
Der Bezirksverband haftet mit feinem ganzen Vermögen für alle Ver⸗ 
bindlichkeiten der Landeskreditkaſſe. 


Dieſe Haftung muß in den Schuldverſchreibungen der Landeskreditkaſſe 


ausdrücklich erwähnt werden. 


H. 3. 


Die näheren Beſtimmungen über die Organiſation der Landeskreditkaſſe, 


deren Geſchäftsformen und Verwaltungsgrundſätze werden durch ein Reglement 
geregelt. 


Von denjenigen Beamten der Landeskreditkaſſe, welche die Befähigung zum 
Richteramt erlangt haben, beſtellt der Landesausſchuß einen oder mehrere zum 
„Syndikus der Landeskreditkaſſe “. 8 

Der Syndikus iſt befugt, in allen die Landeskreditkaſſe betreffenden An⸗ 
gelegenheiten Verträge und Verhandlungen aufzunehmen und auszufertigen ſowie 
Urkunden in ſolchen Angelegenheiten und zu Eintragungen und Löſchungen im 
Grundbuch erforderliche Anträge den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften gemäß 
zu beglaubigen. 

Alle dieſe Akte haben die gleiche Kraft und Wirkung wie diejenigen eines 
preußiſchen Notars. 

N 

Die Landeskreditkaſſe hat die Aufgabe, Darlehen gegen Verpfändung von 
im Regierungsbezirke Caſſel belegenem Grundeigenthume, mit Ausſchluß des 
Bergwerkseigenthums zu gewähren; die Beleihung darf die Hälfte des Schätzungs⸗ 
werths des Grundſtücks nicht überſteigen. 

Die Eintragung der aus der Landeskreditkaſſe zu Bodenmeliorations- und 
Verkoppelungszwecken gewährten Darlehen ſowie der zu Gunſten derſelben be: 
willigten Vorrangseinräumungen in das Grundbuch erfolgt gebührenfrei. Zum 
Beweiſe dafür, daß das Darlehen thatſächlich zu den angegebenen Zwecken ver⸗ 

wendet werden ſoll, iſt eine Beſcheinigung der Landeskreditkaſſe ausreichend. 
| An den Propinzialverband und die Landesverſicherungsanſtalt der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau, an den Bezirksverband ſowie an Kreiſe, politiſche und Kirchen⸗ 
gemeinden, öffentlich rechtliche Anſtalten, Meliorationsgenoſſenſchaften und mit 
Korporationsrechten ausgeſtattete milde Stiftungen des Regierungsbezirkes, deren 
Haushalt die genügende Grundlage bietet, können Darlehen auch ohne Beſtellung 
einer Hypothek gewährt werden. : 
$. 5. 

Die Feſtſetzung des Zinsfußes und der Rückzahlungsbedingungen für die 
zu gewährenden Darlehen unterliegt der Genehmigung des Kommunallandtags 
oder des Landesausſchuſſes ſowie derjenigen des Oberpräſidenten. 

Die Darlehnsſchuldner find berechtigt, das Darlehen jederzeit ganz oder 
theilweiſe nach vorausgegangener ſechsmonatlicher Kündigung, welche nur zu einem 
der vereinbarten Zinstermine erfolgen kann, zurückzuzahlen. 

Inſoweit ſich die Landeskreditkaſſe die Mittel zur Darlehnsgewährung durch 
Ausgabe ihrerſeits unkündbarer Schuldverſchreibungen beſchafft (ſiehe $. 6 Abſ. 3), 
kann die Kündigungsbefugniß der Schuldner in entſprechendem Maße aus⸗ 
geſchloſſen werden. 

i 86 

Die Landeskreditkaſſe iſt befugt, ſich die erforderlichen Betriebsmittel durch 
Aufnahme verzinslicher Darlehen gegen Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
oder gegen Schuldſchein zu beſchaffen. 
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Der Kommunallandtag oder der Landesausſchuß hat mit Genehmigung 
des Oberpräſidenten die Zins⸗ und Rückzahlungsbedingungen ſowie den Betrag 
der einzelnen Schuldverſchreibungen nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen, ſoweit nicht 
in dieſem Geſetz ausdrückliche Vorſchriften enthalten ſind. 

Die ſeitens der Inhaber unkündbaren Schuldverſchreibungen unterliegen 
einer planmäßigen Tilgung, deren nähere Beſtimmungen mit Genehmigung des 
Oberpräſidenten in dem Emiſſionsbeſchluſſe feſtgeſetzt werden. Für die Dauer 


von höchſtens 10 Jahren kann die Landeskreditkaſſe auf das ihr zuſtehende 


Kündigungsrecht Verzicht leiſten. 
. 5 i 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber mit einem Nennwerth unter 
einhundert Mark dürfen nicht ausgegeben werden. 
Die Schuldverſchreibungen werden nach dem beigefügten Muſter A oder A 1 
ausgeſtellt und mit den erforderlichen Zinsſcheinen nach Muſter B ſowie einem 
Erneuerungsſcheine zur Erhebung weiterer Zinsſcheine nach Muſter C verſehen. 


$. 8. N 
Die Kündigung der Schuldverſchreibungen ſeitens der Landeskreditkaſſe 
erfolgt durch Bekanntmachung in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
zu Caſſel. 
Werden gekündigte Schuldverſchreibungen nach dem Fälligkeitstage eingelöſt, 
ſo kann mit Genehmigung des Landesausſchuſſes auch für die Zeit nach dem 
Fälligkeitstage eine entſprechende Verzinſung des Kapitals ſtattfinden. 


N g 

Der Zahlungsanſpruch aus den Zinsſcheinen der Schuldverſchreibungen 
erliſcht, wenn der Zinsſchein nicht binnen einer von dem Schluſſe des Jahres, 
in welchem er fällig wird, an laufenden Friſt von vier Jahren zur Einlöſung 
vorgelegt wird. 

Nach Ablauf dieſer Friſt vorgelegte Zinsſcheine können aus beſonderen 
Gründen mit Genehmigung des Landesausſchuſſes eingelöſt werden. 

Unter der gleichen Vorausſetzung kann der Betrag abhanden gekommener 
Zinsſcheine dem bisherigen Inhaber derſelben nach Ablauf der Vorlegungsfriſt 
ausgezahlt werden, ſofern er vor Ablauf dieſer Friſt den Verluſt angezeigt hat 
und nicht innerhalb der Friſt die abhanden gekommenen Scheine zur Einlöſung 
vorgelegt oder der Anſpruch aus denſelben gerichtlich geltend gemacht worden iſt. 


0 
Die Ausreichung neuer Zinsſcheine erfolgt gegen Vorlage des zum Empfange 
derſelben berechtigenden „Erneuerungsſcheins“. 
Kann der letztere nicht vorgelegt werden, oder widerſpricht der Inhaber 
der Schuldverſchreibung der Ausxreichung der Zinsſcheine, jo dürfen dieſe nur 
gegen Vorlage der Schuldverſchreibung ausgehändigt werden. 


rl 
Die Landeskreditkaſſe iſt berechtigt, Gelddepoſiten gegen Verzinſung und 
Werthpapiere zur Verwahrung und Verwaltung anzunehmen. i 


$. 12. 

Aus den Betriebsüberſchüſſen und etwaigen außerordentlichen Einnahmen 
ſowie — ſoweit erforderlich — durch Zuſchlag ſeiner eigenen Zinſen iſt ein 
Reſervefonds in Höhe von mindeſtens drei vom Hundert der im Umlaufe befind⸗ 
lichen Schuldverſchreibungen der Kreditkaſſe anzuſammeln. Derſelbe dient dazu, 
etwaige rückſtändige Amortiſationsbeträge, Zinſen und Koſten vorzuſchießen und 
etwaige Ausfälle zu decken. 

Der Reſervefonds muß mindeſtens zu ½ in mündelſicheren Werthpapieren 
angelegt werden; der Reſtbetrag kann außer in ſolchen Werthpapieren auch in 
Hypotheken der im F. 4 Abſ. 1 dieſes Geſetzes angegebenen Art belegt werden. 

Sofern der Reſervefonds die vorgeſchriebene Höhe erreicht hat, hat der 
Kommunal-Landtag über die Verwendung der Ueberſchüſſe zu beſchließen. 


§. 13. 

Von dem über die Höhe von drei vom Hundert ihrer Verbindlichkeiten 
angeſammelten Betrage des Reſervefonds wird der Landeskreditkaſſe zwecks Ver⸗ 
ſtärkung ihrer Betriebsmittel die Summe von mindeſtens zwei Millionen Mark 
als Stammvermögen überwieſen. 


F ERBE 
Diejenigen Gelder, deren Verwendung zur Gewährung der in $. 4 bezeich— 
neten Darlehen nicht nahe bevorſteht, können in denſelben Werthpapieren wie 
der Reſervefonds angelegt werden. 
Auch iſt es zuläſſig, dieſe Gelder auf die Dauer von höchſtens 6 Monaten: 
a) gegen Verpfändung der in Abſ. 1 bezeichneten Papiere mit einem 
Abſchlage von mindeſtens 10 Prozent des Kurswerthes und nie über 
den Nennwerth, oder gegen Verpfändung der von der Reichsbank 
beleihbaren Werthpapiere unter Einhaltung der Beleihungsgrenze der 
Reichsbank auszuleihen; 
b) bei der Deutſchen Reichsbank und, mit Genehmigung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes, bei geeigneten Bankhäuſern verzinslich zu hinterlegen. 
Außerdem können ſolche Gelder an den Bezirksverband und an Anſtalten 
des Bezirks- und Provinzialverbandes, an dem Regierungsbezirke Caſſel angehörige 
Kreiſe, politiſche und Kirchengemeinden ſowie an die Landesverſicherungsanſtalt 
der Provinz Heſſen-Naſſau in laufender Rechnung ausgeliehen werden. 
In der gleichen Weiſe ſind die der Landeskreditkaſſe übergebenen Geld— 
depoſiten zu Belegen, 


— 86 — 


$. 15. 
Der Vermögensſtand der Landeskreditkaſſe ift jedes Jahr mindeſtens ein- 
mal in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Caſſel bekannt zu machen. 


8.16. 

Die zur Zeit bei der Landeskreditkaſſe hinterlegten Ablöſungs- und Grund⸗ 
entſchädigungskapitalien werden von der Landeskreditkaſſe nur noch zu demſelben 
Zinsfuße verzinſt, zu welchem die bei den Regierungshauptkaſſen als Hinter⸗ 
legungsſtellen hinterlegten Gelder verzinſt werden. 

Die Landeskreditkaſſe kann die hinterlegten Gelder an die Regierungshaupt⸗ 
kaſſe in Caſſel abführen. 

8 


Die Behörden des Staates, der Kreiſe und Gemeinden im Regierungs⸗ 


bezirke Caſſel find verpflichtet, der Landeskreditkaſſe in allen Angelegenheiten, 
welche ihre Thätigkeit betreffen, die erforderte Auskunft zu ertheilen, ſofern nicht 
geſetzliche Vorſchriften oder dienſtliche Intereſſen dieſes verbieten. 


18. 

Durch dieſes Geſetz ſind die Beſtimmungen aller Kurheſſiſchen, die Landes⸗ 
kreditkaſſe zu Caſſel betreffenden Geſetze und Verordnungen ſowie die Geſetze, be— 
treffend die Landeskreditkaſſe vom 25. Dezember 1869, 18. März 1885, 10. Mai 
1886 und 5. Juli 1896 aufgehoben. 

Für die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründeten Rechte und Ver⸗ 
pflichtungen der Landeskreditkaſſe bleiben diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen 
maßgebend, unter deren Herrſchaft ſie zur Entſtehung gelangt ſind, ſoweit nicht 


$. 16 dieſes Geſetzes eine abweichende Vorſchrift enthält. = 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben im Schloß zu Berlin, den 16. April 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
ö Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


Anlage zu §. 7 Formular A. 


Schuldverſchreibung 
der 
Landeskreditkaſſe zu Caſſel. 
eee Li; 5 Ur. a 5 


Die Landeskreditkaſſe zu Caſſel ſchuldet dem Inhaber dieſer Schuldver- 
ſchreibung ein Darlehn vonn u. 


Dasſelbe wird mit jährlich e vom Hundert in jährlichen Raten 
verzinſt und gegen Rückgabe dieſer Schuldverſchreibung nach vorgängiger, nur 
der Landeskreditkaſſe zuſtehender . monatlicher Kündigung in Gemäßheit der 
Beſtimmungen des Geſetzes vom fowie des angedruckten 
Emiſſionsbeſchluſſes v amm zurückgezahlt. 


Für Kapital, Sinfen und Koſten iſt die Landeskreditkaſſe mit ihrem ganzen 
Vermögen verhaftet, außerdem leiſtet der Bezirksverband des Regierungsbezirkes 
Caſſel hierfür Gewähr. . 

Sale, Den a en 5 


f Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 
Trockenes Siegel (Name des Direktors.) 
der Landeskreditkaſſe. : 
| \ Ausgefertigt: 


(Unterſchrift des Buchhalters.) 


Formular Al. 


Schuldverſchreibung 


der 
Landeskreditkaſſe zu Caſſel. 
See Te 5 


Die Landeskreditkaſſe zu Caſſel ſchuldet dem Inhaber dieſer Schuldver⸗ 
ſchreibung ein Darlehen von ee Mark Reichswährung. 

Dasſelbe wird mit jährlich vom Hundert in jährlichen Raten 
verzinſt und gegen Rückgabe dieſer Schuldverſchreibung und nach vorgängiger 
e monatlicher Kündigung in Gemäßheit der Beſtimmungen des Geſetzes 
om RR) zurückgezahlt. 

Für Kapital, Zinſen und Koſten iſt die Landeskreditkaſſe mit ihrem ganzen 
Vermögen verhaftet, außerdem leiſtet der Bezirksverband des Regierungsbezirkes 
Caſſel hierfür Gewähr. 

S i 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 


Trockenes Siegel (Name des Direktors.) 
der Landeskreditkaſſe. Ausgefertigt: 


(Unterſchrift des Buchhalters.) 


Formular B. 


Zinsſchein 


zu der zue eich vom Hundert verzinslichen e e der Landeskredit— 
ae zu Ciel Uber a Mir eie Ul. Nr. zahl⸗ 
Far imm 8 a 

Inhaber dieſes empfängt ee jährigen Zinfen der oben bezeichneten 
Schuldverſchreibung mit!!! Mak! Pf. 

Sallelr de n 

Trockenes Siegel der Kaſſe. Di eb 5 Arten 
Der Zinsſchein muß bei Verluſt des Anſpruchs — 5 e ) UNE 

auf Zahlung bis zum 31. Dezember (ein . 
zurücken das 4. Jahr vom 31. Dezember des Jahres 17 
ab gerechnet, in welchem der Zinsſchein fällig wird) Ausgefertigt: 
vorgelegt werden. (Name des Buchhalters.) 


Formular C. 


Erneuerungsſchein 


nder zuüu vom Hundert verzinslichen Schuldverſchreibung der Landeskredit— 
e zu Eaſſel über Mark Serie Lit Nr. 

Der Vorzeiger dieſes Erneuerungsſcheins erhält die für die vorſtehend be⸗ 
zeichnete Schuldverſchreibung neu auszufertigenden vom „u 
an laufenden Zinsſcheine. 


e el. a 


Die Direktion der Landeskreditkaſſe. 


Trockenes Siegel der Kaſſe. (Name des Direktors.) 
(Name des Buchhalters.) 


Geſetz⸗-Samml. 1902. (Nr. 10339 10340.) 18 


(Nr. 10340). Geſetz zur Abänderung der Geſetze, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, 
vom 25. Dezember 1869, vom 20. Auguſt 1883 und vom 3. Oktober 1899. 
Vom 16. April 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


: Einziger Artikel. 

Die 88. 5 bis 33 des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, 
vom 25. Dezember 1869, das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend 
die Landesbank in Wiesbaden vom 25. Dezember 1869, vom 20. Auguſt 1883 
und das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wies— 
baden vom 20. Auguſt 1883, vom 3. Oktober 1899 werden durch folgende 
Beſtimmungen erſetzt: i 

E Ss 

Die Naſſauiſche Landesbank und die Naſſauiſche Sparkaſſe find Anſtalten 
des Bezirksverbandes des Regierungsbezirkes Wiesbaden, ſie haben die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen und den Sitz in Wiesbaden. 

Beide Anſtalten werden für Rechnung des Bezirksverbandes unter der 
Aufſicht und nach den Beſchlüſſen des Kommunallandtags verwaltet. 


i 8 

Die Naſſauiſche Landesbank hat die Aufgabe: 

I. Darlehen gegen Verpfändung von ſtädtiſchen und ländlichen, im Re⸗ 
gierungsbezirke Wiesbaden belegenen Grundſtücken innerhalb der erſten 
Werthhälfte zu gewähren ſowie beſtehende Hypotheken und andere 
durch Hypothek geficherte" Forderungen unter denſelben Bedingungen 
zu erwerben; Bergwerkseigenthum iſt von der Beleihung ausgeſchloſſen; 
die Beleihung von Erbbaurechten iſt zuläſſig. 

II. Darlehen an den Bezirksverband des Regierungsbezirkes Wiesbaden 
und die Anſtalten desſelben, an Kreiſe, Civil- und Kirchengemeinden 
und an ſtaatlich genehmigte Meliorationsverbände im Regierungsbezirke 
Wiesbaden zu geben. 

III. Werthpapiere von Korporationen und Privaten in Verwahrung zu 
nehmen und zu verwalten. 


8. 

Bei Gewährung der im F. 2 bezeichneten Darlehen bleibt die Feſtſetzung 
des Zinsfußes und der Rückzahlungsbedingungen der Vereinbarung überlaſſen. 
In jedem Falle iſt aber der Schuldner berechtigt, das Kapital nach halbjähriger 
Kündigung ganz oder theilweiſe zurückzuzahlen. 


| 
| 
| 
| 


; $. 4. 

Die Naſſauiſche Landesbank ift befugt, zur Beſchaffung der erforderlichen 
Betriebsmittel auf den Inhaber lautende Schuldverſchreibungen auszugeben und 
darin mit Zuſtimmung des Kommunallandtags oder des Landesausſchuſſes des 
Bezirksverbandes des Regierungsbezirkes Wiesbaden und Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten der Provinz Heſſen⸗Naſſau den Zinsfuß und die Rückzahlungs⸗ 
bedingungen feſtzuſetzen. 

ö §. 5˙ 

Die Zinſen der im F. 4 bezeichneten Schuldverſchreibungen werden gegen 
Einreichung der fälligen Zinsſcheine gezahlt. Die Kündigung der Schuldver- 
ſchreibungen ſeitens der Landesbank erfolgt durch Bekanntmachung im Amtsblatte 
der Königlichen Regierung in Wiesbaden. 

Die gekündigten und nicht rechtzeitig abgehobenen Beträge werden im 
erſten Jahre nach dem Verfalltage nicht verzinſt, ſind nach Ablauf dieſes Jahres 
bei der Königlichen Regierung in Wiesbaden als Hinterlegungsſtelle zu hinter⸗ 
legen oder mit dem Zinsfuße, welchen dieſe für Depoſiten zahlt, zu verzinſen. 


98 , 

Aus den Ueberſchüſſen ſowie aus den etwaigen außerordentlichen Ein⸗ 
nahmen der Bank iſt ein Reſervefonds zu bilden und mindeſtens bis zur Höhe 
von zwei Prozent der Verbindlichkeiten zu bringen. Derſelbe iſt dazu beſtimmt, 
etwaige Ausfälle zu decken. Auch der Betrag, um welchen dieſer Fonds gegen⸗ 
wärtig zwei Prozent der Verbindlichkeiten überſteigt, darf demſelben nur zu 
dieſem Zwecke entnommen werden. 

Der Reſervefonds iſt in mündelſicheren Papieren anzulegen; bis zum Be⸗ 
trage der Hälfte kann die Belegung in kündbaren Hypotheken gemäß F. 21 
ſtattfinden. 

N el, 

Sofern der Reſervefonds die erforderliche Höhe erreicht hat, hat der 
Kommunallandtag zu beſtimmen, wie die jährlichen Ueberſchüſſe verwendet 
werden ſollen. 

$. 8. 


Diejenigen Gelder, deren Verwendung zur Gewährung der in F. 2 be⸗ 
zeichneten Darlehen nicht nahe bevorſteht, dürfen vorübergehend angelegt werden: 
a) im Kontokorrentverkehre mit der Naſſauiſchen Sparkaſſe; 
b) durch Belegung bei Banken, welche von dem Landesausſchuß als ge⸗ 
eignet bezeichnet werden; a 
c) in mündelſicheren Werthpapieren. 


§. 9 


Die Naſſauiſche Sparkaſſe hat die Aufgabe, Spareinlagen anzunehmen 
und zu verzinſen. f a 


$. 10. 

Der Kommunallandtag oder der Landesausſchuß haben zu beſchließen, 
unter welchen Bedingungen die Annahme, Verzinſung, Kündigung und Rück⸗ 
zahlung der Spareinlagen erfolgt. Dieſe Beſchlüſſe ſowie die jederzeit zuläſſigen 
Aenderungen derſelben ſind durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung in 
Wiesbaden bekannt zu machen. Werden die urſprünglichen Anleihebedingungen 
erſchwert, ſo werden die Aenderungen gegen den Einleger nur dann wirkſam, 
wenn er innerhalb ſechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung ab gerechnet, 
von der ihm zuſtehenden Kündigung keinen Gebrauch gemacht hat. 


SET. 

Die Belegung der Beſtände der Sparkaſſe erfolgt: 

a) in Darlehen nach Maßgabe des $. 21; 

b) in Darlehen gegen ſpäteſtens nach drei Monaten fällige Wechſel, wenn 
außer dem Darlehnsnehmer zwei ſichere und ſolide Verpflichtete wechſel⸗ 
mäßig haften, 

e) in Darlehen gegen Verpfändung von Werthpapieren, welche bei der 
Reichsbank beleihbar find; 

d) in Darlehen gegen Verpfändung oder Uebertragung von Hypotheken: 
Grund⸗ und Rentenſchulden, welche in der unter a bezeichneten Weiſe 
ſicher geſtellt find; 

e) in Darlehen auf Schuldſcheine längſtens auf ein Jahr mit dem Rechte 

gegenſeitiger vierteljähriger Kündigung, wenn eine oder mehrere ſichere 

Perſonen unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage für Kapital, 

Zinſen und Koſten Bürgfchaft leiften; 

durch Ankauf von mündelſicheren Werthpapieren, 

durch Ankauf und ceffiongweife Uebernahme ausſtehender Geldforde⸗ 

rungen für verkaufte oder verſteigerte, im Regierungsbezirke Wiesbaden 

belegene Grundſtücke, ſofern die Forderungen binnen längſtens fünf 

Jahren fällig werden und hypothekariſch oder durch Eigenthumsvor⸗ 

behalt an den veräußerten Grundſtücken geſichert find; mit der Maß: 

gabe, daß, wenn und ſo lange das für den Ausſtand beſtellte Pfand 
nicht doppelte Sicherheit gewährt (F. 2), zur Ergänzung derſelben 
weitere Sicherheit durch ausreichende Bürgſchaft geleiſtet werden muß; 
h) durch Erwerbung von ſicheren, ſpäteſtens nach drei Monaten fälligen 
Wechſeln, für welche einſchließlich des Acceptanten drei ſichere und 
ſolide Verpflichtete wechſelmäßig haften, 
i) durch Belegung bei Banken, welche von dem Landesausſchuß als 
geeignet bezeichnet werden. N 
Durch Beſchluß des Kommunallandtags oder des Landesausſchuſſes, welcher 
der Genehmigung des Oberpräſidenten der Provinz Heſſen-Naſſau bedarf, wird 
feſtgeſetzt, in welchem Verhältniſſe die Belegung der Beſtände der Sparkaſſe in 
den einzelnen Geſchäftszweigen erfolgen ſoll. 


2 
— — 


Er Br“ 


9 19. 

Die Sparkaſſe ift ferner befugt, Depoſitengelder anzunehmen und zu ver- 
zinſen, mit Korporationen und Privaten in Kontokorrent⸗Verkehr zu treten und 
Aufträge zur Einkaſſirung von Wechſeln und ähnlichen Papieren ſowie zum An⸗ 
und Verkauf von Werthpapieren auszuführen. 

Mit Zuſtimmung des Kommunallandtags und Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten der Provinz Heſſen-Naſſau kann die Naſſauiſche Sparkaſſe noch 
weitere Geſchäftszweige übernehmen. 


3: 

Aus den Ueberſchüſſen der Sparkaſſe ift ein Reſervefonds zu bilden, 
welcher mindeſtens 5 Prozent der Spareinlagen betragen muß. Sofern der 
Reſervefonds die erforderliche Höhe erreicht hat, hat der Kommunallandtag zu 
beſtimmen, wie die jährlichen Ueberſchüſſe verwendet werden ſollen. Der Reſerve— 
fonds darf nur in derſelben Weiſe wie die übrigen Beſtände der Sparkaſſe 
belegt werden. 

§. 14. 

Der Vermögensſtand der Naſſauiſchen Landesbank und der Naſſauiſchen 
Sparkaſſe iſt jedes Jahr mindeſtens einmal in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Wiesbaden bekannt zu machen. f 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 16. April 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 
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(Nr. 10341.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Eltville, Herborn, Idſtein 
und Weilburg. Vom 30. April 1902. i a 


Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, vom 11. De⸗ 
zember 1899 (Geſetz-Samml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur 
Anmeldung von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene 
Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörigen Gemeinden Schaum— 
burg und Steinsberg, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Eltville gehörige Gemeinde Erbach, 
für die zum Bezirke des Autsgerichts Herborn gehörige Gemeinde 


Heiſterberg, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Idſtein gehörige Gemeinde Königs⸗ 
hofen, 
für 55 110 Bezirke des Amtsgerichts Weilburg gehörige Gemeinde 
reienfels ö f 


am 1. Juni 1902 beginnen ſoll. 
Berlin, den 30. April 1902. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


